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Satzung für die Jagdgenossen-
schaft Kunitz - Laasan 
 

§ 1 
Name und Sitz der Jagdgenossenschaft 

 

(1) Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 
Kunitz / Laasan ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
nach § 11 Abs. 1 des Thüringer Jagdgesetzes (ThJG). Sie führt 
den Namen „Jagdgenossenschaft Kunitz / Laasan“ und hat 
ihren Sitz in Jena, Ortsteil Kunitz. 
 
(2) Aufsichtsbehörde ist die kreisfreie Stadt Jena als untere 
Jagdbehörde. 
 

§ 2 
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk 

 

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst nach § 8 des 
Bundesjagdgesetzes, mit Ausnahme der Eigenjagdbezirke, alle 
Grundflächen der Gemarkungen Kunitz / Laasan sowie die 
nördlich der B 7 gelegenen Grundflächen der Gemarkung 
Wenigenjena entsprechend der Allgemeinverfügung der unte-
ren Jagdbehörde zur Genehmigung der Bildung des Jagdbezir-
kes Kunitz / Laasan vom 03.04.2009 (veröffentlicht im Amts-
blatt der Stadt Jena Nr. 14/09 vom 09.04.2009, S. 108). 
 
(2) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird begrenzt durch die 
Außengrenzen der Gemarkungen Kunitz / Laasan und des 
nördlichen Teils der Gemarkung Wenigenjena bis zur B 7 
zuzüglich der angegliederten und abzüglich der abgetrennten 
Grundflächen (siehe Anlage: Karte). 
 

§ 3 
Mitglieder der Jagdgenossenschaft 

 

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind die 
Eigentümer der Grundflächen, die den gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk bilden. Eigentümer von Grundflächen des gemein-
schaftlichen Jagdbezirks, auf denen die Jagd nicht ausgeübt 
werden darf, gehören nach § 9 Abs. 1 Satz 2 des Bundesjagd-
gesetzes der Jagdgenossenschaft nicht an. 
 
(2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, in dem alle 
Eigentümer der zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören-
den Grundflächen und die Größe der Grundflächen ausgewie-
sen werden. Zu diesem Zweck haben die Jagdgenossen vor 
Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte dem Jagdvorstand alle 
zur Anlegung dieses Verzeichnisses erforderlichen Unterlagen 
(Grundbuchauszüge) unaufgefordert vorzulegen. Das Jagdka-
taster ist fortzuführen. Durch Eigentumswechsel eingetretene 
Veränderungen hat der Erwerber dem Jagdvorsteher nachzu-
weisen. Das Jagdkataster liegt für die Jagdgenossen und deren 
schriftlich bevollmächtigte Vertreter für ihren Grundbesitz zur 
Einsicht bei dem Jagdvorstand in Kunitz offen. 
 
(3) Die Größe der bejagbaren Fläche ist zum 1. April eines 
jeden Jahres festzustellen, getrennt nach Wald-, Feld- und 
Wasserflächen. 
 

§ 4 
Aufgaben der Jagdgenossenschaft 

 

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet unter eigener Verant-
wortung nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit alle 
Angelegenheiten, die sich aus dem Jagdrecht der ihr angehö-
renden Jagdgenossen ergeben. Sie hat insbesondere die Auf-
gabe, das ihr zustehende Jagdausübungsrecht im Interesse der 
Jagdgenossen zu nutzen und für die Lebensgrundlagen des 

Wildes in angemessenem Umfang und im Rahmen ihrer Leis-
tungsfähigkeit zu sorgen. 
 
(2) Ihr obliegt nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 des Bundesjagd-
gesetzes der Ersatz des Wildschadens, der an den zum gemein-
schaftlichen Jagdbezirk gehörenden Grundstücken entsteht. Die 
Jagdgenossenschaft kann über den Jagdpachtvertrag die Er-
stattung des Wildschadens dem Jagdpächter ganz oder teilweise 
übertragen. 
 

§ 5 
Organe der Jagdgenossenschaft 

 

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind: 
1. die Versammlung der Jagdgenossen, 
2. der Jagdvorstand und 
3. der Jagdvorsteher. 
 

§ 6 
Versammlung der Jagdgenossen 

 

(1) Die Versammlung der Jagdgenossen beschließt die Satzung 
und deren Änderungen. Sie wählt 
1. den Vorsitzenden des Jagdvorstands (Jagdvorsteher und 
dessen Stellvertreter), 
2. mindestens zwei Beisitzer, 
3. einen Schriftführer, 
4. einen Kassenführer und 
5. zwei Rechnungsprüfer. 
 
(2) Die Versammlung der Jagdgenossen beschließt weiterhin 
über 
1. den Haushaltsplan, 
2. die Entlastung des Jagdvorstands, 
3. die Abrundung, Zusammenlegung und Teilung innerhalb 

des Gemeinschaftsjagdbezirks, 
4. den Erwerb oder die Anpachtung von Grundflächen für 

Maßnahmen der Jagdbezirksgestaltung oder Äsungsverbes-
serung, 

5. die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks, 

6. die Art der Verpachtung und die Pachtbedingungen, 
7. die Erteilung des Zuschlags bei der Jagdverpachtung, 
8. die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpacht-

verträge, 
9. die Zustimmung zur Weiterverpachtung des gemein-

schaftlichen Jagdbezirks und zur Erteilung von Jagderlaub-
nisscheinen auf Dauer, 

10. die Verwendung des Reinertrags der Jagdnutzung und den 
Zeitpunkt seiner Ausschüttung, 

11. die Anstellung eines Berufsjägers oder bestätigten 
Jagdaufsehers, 

12. die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haus-
haltsplans, 

13. die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des 
Jagdvorstands nach § 9 Abs. 8 Satz 2 und 

14. die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen für den 
Jagdvorstand und den Jagdvorsteher. 

Die Versammlung der Jagdgenossen darf Entscheidungen nach 
Satz 1 nicht auf den Jagdvorstand übertragen. 
 

§ 7 
Durchführung der Versammlung der Jagdgenossen 

 

(1) Die Versammlung der Jagdgenossen ist vom Jagdvorsteher 
wenigstens einmal im Geschäftsjahr (§ 14 Abs. 2) einzuberu-
fen. Der Jagdvorsteher muss die Versammlung der Jagdgenos-
sen auch einberufen, wenn mindestens ein Viertel der stimmbe-
rechtigten Jagdgenossen oder der Jagdvorstand die Einberufung 
bei ihm schriftlich unter Angabe der auf die Tagesordnung zu 
setzenden Angelegenheiten beantragt oder wenn die untere 
Jagdbehörde dies im Wege der Aufsicht anordnet. 
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(2) Die Versammlung der Jagdgenossen soll am Sitz der Jagd-
genossenschaft stattfinden. Sie ist nicht öffentlich, ausgenom-
men die Versammlung zur Versteigerung der Jagd oder zur 
Öffnung der Gebote bei öffentlicher Ausbietung. Der Jagdvor-
steher kann einzelnen Personen die Anwesenheit gestatten. Der 
unteren Jagdbehörde ist die Anwesenheit jederzeit gestattet. 
 
(3) Die Einladung zur Versammlung der Jagdgenossen ergeht 
durch ortsübliche Bekanntmachung (§ 15). Sie muss mindes-
tens eine Woche vorher erfolgen und Angaben über den Ort 
und den Zeitpunkt der Versammlung sowie die Tagesordnung 
enthalten. 
 
(4) Den Vorsitz in der Versammlung der Jagdgenossen führt 
der Jagdvorsteher. Für die Abwicklung bestimmter Angelegen-
heiten, insbesondere zur Leitung einer öffentlichen Versteige-
rung, kann ein anderer Versammlungsleiter durch den Jagdvor-
steher bestellt werden. 
 
(5) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können 
Beschlüsse nach § 6 nicht gefasst werden. 
 
(6) Über die Versammlung der Jagdgenossen ist die untere 
Jagdbehörde mindestens zwei Wochen vor dem Termin zu 
unterrichten. 
 

§ 8 
Beschlussfassung der Versammlung der Jagdgenossen, Wahl 

 

(1) Beschlüsse der Versammlung der Jagdgenossen bedürfen 
nach § 9 Abs. 3 des Bundesjagdgesetzes sowohl der Mehrheit 
der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen als auch der 
Mehrheit der bei der Beschlussfassung vertretenen Grundflä-
che. Stimmenthaltungen werden bei der Berechnung der 
Stimmenmehrheit mitgezählt. Miteigentümer oder Ge-
samthandseigentümer eines zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk 
gehörenden Grundstücks haben zusammen nur eine Stimme 
und können das Stimmrecht nur einheitlich ausüben. Der ab-
stimmende Miteigentümer oder Gesamthandseigentümer gilt 
als Vertreter der anderen Mitberechtigten. 
 
(2) Beschlüsse nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 bis 9 sind schrift-
lich unter Verwendung von Stimmzetteln zu fassen. Das 
Gleiche gilt für sonstige Beschlüsse, wenn ihr Zustandekom-
men nach Absatz 1 Satz 1 nicht einwandfrei festgestellt werden 
kann. Der Jagdvorstand hat die Unterlagen der schriftlichen 
Abstimmungen mindestens ein Jahr lang, im Fall der Beanstan-
dung oder Anfechtung des Beschlusses für die Dauer des Ver-
fahrens aufzubewahren. 
 
(3) Bei der Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft kann sich 
jeder Jagdgenosse durch seinen Ehegatten, durch einen volljäh-
rigen Verwandten in gerader Linie oder dessen Ehegatten, 
durch eine in seinem Dienst ständig beschäftigte volljährige 
Person oder durch einen bevollmächtigten, volljährigen, dersel-
ben Jagdgenossenschaft angehörenden Jagdgenossen vertreten 
lassen. Für die Erteilung der Vollmacht an einen Jagdgenossen 
ist die schriftliche Form erforderlich. Ein bevollmächtigter 
Vertreter darf höchstens drei Jagdgenossen vertreten. Für juris-
tische Personen handeln ihre verfassungsmäßig berufenen 
Organe oder deren Beauftragte. 
 
(4) Über den wesentlichen Verlauf und die Beschlüsse der 
Versammlung der Jagdgenossen ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Aus ihr muss insbesondere hervorgehen, wie viele 
Jagdgenossen anwesend oder vertreten waren und welche 
Grundfläche von ihnen vertreten wurde, ferner der Wortlaut der 
gefassten Beschlüsse und die Angabe der Mehrheit nach Kopf-
zahl und Fläche, mit der sie gefasst wurden. Die Niederschrift 
ist vom Jagdvorstand und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

Die Jagdbehörde ist innerhalb eines Monats über die Be-
schlüsse der Versammlung der Jagdgenossen zu unterrichten. 
 
(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch für die von der Ver-
sammlung der Jagdgenossen durchzuführenden Wahlen (§ 6 
Abs. 1 Satz 2) entsprechend. Wahlen nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 und 2 sind schriftlich unter Verwendung von Stimmzetteln 
durchzuführen. 
 

§ 9 
Jagdvorstand 

 

(1) Der Jagdvorstand besteht aus dem Jagdvorsteher, seinem 
Stellvertreter und mindestens zwei Beisitzern. Die Beisitzer 
können auch die Funktion des Schriftführers und des Kassen-
führers übernehmen. 
 
(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist jeder Jagdgenosse oder, in 
Ausnahmefällen, dessen Ehegatte oder ein Verwandter in 
gerader Linie oder dessen Ehegatte, der volljährig und ge-
schäftsfähig ist. Ist eine Personengemeinschaft oder eine 
juristische Person Mitglied der Jagdgenossenschaft, so sind 
auch deren Vertreter wählbar. 
 
(3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von fünf Ge-
schäftsjahren (§ 14 Abs. 2) gewählt. Die Amtszeit beginnt mit 
dem auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr, es sei denn, dass 
zum Zeitpunkt der Wahl kein gewählter Jagdvorstand vorhan-
den ist; in diesem Fall beginnt sie mit der Wahl und verlängert 
sich um die Zeit von der Wahl bis zum Beginn des nächsten 
Geschäftsjahres. Die Amtszeit verlängert sich bis zur Wahl 
eines neuen Jagdvorstands um höchstens drei Monate, sofern 
innerhalb der letzten drei Monate vor dem Ende der satzungs-
mäßigen Amtszeit mindestens eine Versammlung der Jagdge-
nossen stattgefunden hat und es in dieser nicht zur Wahl eines 
neuen Jagdvorstands gekommen ist. 
 
(4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden für die 
gleiche Amtszeit wie der Jagdvorstand gewählt; Absatz 3 Satz 
2 und 3 findet entsprechende Anwendung. 
 
(5) Endet die Amtszeit des Jagdvorstands vorzeitig durch Tod, 
Rücktritt oder Verlust der Wählbarkeit, so ist für den Rest der 
Amtszeit innerhalb angemessener Frist, spätestens in der 
nächsten Versammlung der Jagdgenossen, eine Ersatzwahl 
vorzunehmen. In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn ein 
anderer Funktionsträger vorzeitig ausscheidet. 
 
(6) Der Jagdvorstand fasst den Beschluss über den Abschuss-
planvorschlag, den der Jagdbezirksinhaber zur Herstellung des 
Einvernehmens nach § 32 Abs.1 ThJG vorgelegt hat. Er befasst 
sich außerdem mit der Empfehlung der Hegegemeinschaft oder 
des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft zur Abschussplanung 
(§ 13 Abs. 2 ThJG). Die Versammlung der Jagdgenossen kann 
dem Jagdvorstand unter Beachtung des § 6 Abs. 2 Satz 2 wei-
tere Aufgaben übertragen. 
 
(7) Ein Mitglied des Jagdvorstands darf bei Angelegenheiten 
der Jagdgenossenschaft nicht beratend oder entscheidend 
mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst oder einem 
Angehörigen oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht 
vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann. 
 
(8) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlussfassung durch 
die Versammlung der Jagdgenossen unterliegen, entscheidet 
der Jagdvorstand, falls die Erledigung keinen Aufschub duldet. 
In diesen Fällen hat der Jagdvorstand unverzüglich die Zu-
stimmung der Versammlung der Jagdgenossen einzuholen. 
Diese kann die Dringlichkeitsentscheidung aufheben, soweit 
nicht schon Rechte Dritter entstanden sind. 
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(9) Die Mitglieder des Jagdvorstands und die sonstigen Berufe-
nen sind ehrenamtlich tätig. 
 

§ 10 
Sitzungen des Jagdvorstands 

 

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvorstehers 
nach Bedarf zusammen. Er muss einberufen werden, wenn ein 
Mitglied dies schriftlich beantragt. 
 
(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 
Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Jagdvorstehers. 
 
(3) Die Sitzungen des Jagdvorstands sind nicht öffentlich. Der 
Schriftführer und der Kassenführer sollen, auch wenn sie nicht 
dem Jagdvorstand angehören, an dessen Sitzungen teilnehmen. 
Sie sind zu den Sitzungen einzuladen. Der Jagdbehörde ist die 
Anwesenheit jederzeit gestattet. 
 

§ 11 
Jagdvorsteher 

 

(1) Der Jagdvorsteher führt die laufenden Geschäfte der Jagd-
genossenschaft, sofern diese nicht ausdrücklich dem Jagdvor-
stand oder der Versammlung der Jagdgenossen zugewiesen 
sind. Er hat die Beschlüsse der Versammlung der Jagdgenossen 
vorzubereiten und durchzuführen. Insbesondere obliegt ihm 
1. die Aufstellung des Haushaltsplans und dessen Einhaltung 

bei der Bewirtschaftung der 
 Haushaltsmittel nach § 14 Abs. 1 Nr. 2, 
2. die Anfertigung der Jahresrechnung (Kassenbericht), 
3. die Überwachung der Schrift- und Kassenführung, 
4. die Aufstellung des Verteilungsplans für die Auszahlung 

des Reinertrags an die einzelnen Jagdgenossen und 
5. die Feststellung der Höhe der Umlagen für die einzelnen 

Mitglieder. 
Die Versammlung der Jagdgenossen kann diese Aufgaben dem 

Jagdvorstand übertragen. 
 
(2) Der Jagdvorsteher vertritt die Jagdgenossenschaft gericht-
lich und außergerichtlich. Seine Vertretungsvollmacht ist auf 
die Durchführung der gesetzmäßig und ordnungsgemäß ge-
fassten Beschlüsse der Versammlung der Jagdgenossen und des 
Jagdvorstands beschränkt. 
 

§ 12 
Kassenführer 

 

(1) Der Kassenführer muss gut beleumundet und seine wirt-
schaftlichen Verhältnisse müssen geordnet sein. 
 
(2) Der Kassenführer ist dem Jagdvorsteher, der sich laufend 
über den Zustand und die Führung der Genossenschaftskasse zu 
unterrichten hat und das Recht sowie die Pflicht zur unvermu-
teten Kassenprüfung besitzt, für die ordnungsgemäße Führung 
der Genossenschaftskasse verantwortlich. 
 
(3) Kassenführer kann nicht sein, wer zur Erteilung von Kas-
senanordnungen befugt ist. 
 

§ 13 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

 

(1) Die Jagdgenossenschaft stellt für jedes Geschäftsjahr einen 
Haushaltsplan auf, wenn der Umfang der Geschäfts- und 
Wirtschaftsführung dies erfordert. Übt die Jagdgenossenschaft 

die Jagd auf eigene Rechnung aus, so ist ein Haushaltsplan 
aufzustellen. Der Haushaltsplan muss ausgeglichen sein. 
 
(2) Zum Ende des Geschäftsjahres ist eine Jahresrechnung 
(Kassenbericht) zu erstellen, die den Rechnungsprüfern zur 
Prüfung und der Versammlung der Jagdgenossen zur Entlas-
tung des Jagdvorstands vorzulegen ist. Führt die Prüfung zur 
Feststellung erheblicher Verstöße gegen die Grundsätze einer 
geordneten Haushalts- und Kassenführung, so wird dem Jagd-
vorstand Entlastung erst erteilt, wenn die Mängel ordnungsge-
mäß behoben sind. 
 
(3) Die Rechnungsprüfer werden für die gleiche Amtszeit wie 
der Jagdvorstand gewählt; § 9 Abs. 3 Satz 2 und 3 findet ent-
sprechende Anwendung. Rechnungsprüfer kann nicht sein, wer 
dem Jagdvorstand angehört oder zu dem Jagdvorstand in einer 
Beziehung der in § 9 Abs. 7 bezeichneten Art steht. 
 

§ 14 
Kassenverwaltung, Geschäfts- und Wirtschaftsführung 

 

(1) Für die Kassengeschäfte gelten folgende Grundsätze: 
 
Die Annahme- und Auszahlungsanordnungen der Jagdgenos-
senschaft sind vom Jagdvorsteher zu unterzeichnen. Sie sind 
hinsichtlich der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der 
Angaben in den Kassenanordnungen vom Kassenführer gegen-
zuzeichnen. 
Für den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher 
Reihenfolge und gegebenenfalls nach der im Haushaltsplan 
vorgesehenen Ordnung wird durch den Jagdvorstand ein Kas-
senbuch geführt, das nach Einnahmen, Ausgaben, Verwahrun-
gen, Vorschüssen, Geldbestand und –anlagen zu gliedern ist. 
Das Kassenbuch dient zusammen mit den entsprechenden 
Belegen als Rechnungslegungsbuch. Diese Unterlagen sind 
mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 
Der Kassenführer hat dafür zu sorgen, dass die Einnahmen der 
Jagdgenossenschaft rechtzeitig eingehen und die Auszahlungen 
ordnungsgemäß geleistet werden. Außenstände sind durch ihn 
anzumahnen und nach fruchtlosem Ablauf der hierbei gesetzten 
Zahlungsfrist dem Jagdvorsteher zur zwangsweisen Beitrei-
bung zu melden. 
Der Barbestand der Kasse ist möglichst gering zu halten. Ent-
behrliche Barbestände sind unverzüglich auf ein Konto bei 
einem Kreditinstitut einzuzahlen und dort bestverzinslich an-
zulegen. 
Kassenfehlbeträge sind vom Kassenführer zu ersetzen; der 
Ersatz ist im Kassenbuch festzuhalten. Kassenüberschüsse sind 
als sonstige Einnahmen zu buchen. Bis zur Aufklärung ist der 
Kassenfehlbetrag als Vorschuss und der Kassenüberschuss als 
Verwahrung nachzuweisen. 
 
(2) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr im 
Sinne des § 11 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes. 
 
(3) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie 
nicht zur Erfüllung der Aufgaben oder nach Maßgabe des 
Haushaltsplans zur Bildung von Rücklagen oder zu anderen 
Zwecken zu verwenden sind, an die Mitglieder auszuschütten. 
Durch den Beschluss über die Bildung von Rücklagen oder 
anderweitige Verwendung der Einnahmen wird der Anspruch 
der Jagdgenossen, die dem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
auf Auszahlung ihres Anteils am Reinertrag der Jagdnutzung 
nach § 10 Abs. 3 des Bundesjagdgesetzes nicht berührt. Be-
schließt die Jagdgenossenschaft, den Reinertrag der Jagdnut-
zung an ihre Mitglieder auszuschütten, so erlischt der Anspruch 
eines Jagdgenossen auf Auszahlung seines Anteils am Reiner-
trag der Jagdnutzung, falls er nicht innerhalb von sechs Mona-
ten nach der Feststellung des Verteilungsplans schriftlich oder 
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mündlich zu Protokoll des Jagdvorstehers mit den zur Auszah-
lung erforderlichen Angaben geltend gemacht wird. 
 
(4) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dürfen Umla-
gen nur erhoben werden, wenn und soweit dies zum Ausgleich 
des Haushaltsplans unabweisbar notwendig ist. 
 

§ 15 
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft 

 

Für die Jagdgenossen bestimmte Bekanntmachungen werden 
im Zuständigkeitsbereich der Jagdgenossenschaft im Amtsblatt 
der Stadt Jena vorgenommen. Die Satzung ist für die Dauer von 
zwei Wochen im Ordnungsamt der Stadtverwaltung Jena (un-
tere Jagdbehörde) öffentlich auszulegen. 
 

§ 16 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

(1) Diese Satzung tritt mit dem Tag ihrer ortsüblichen Be-
kanntmachung in Kraft. Die Satzung vom 22.01.2008 ist damit 
gegenstandslos. 
 
(2) Die Amtszeit des bei In-Kraft-Treten dieser Satzung amtie-
renden Jagdvorstehers, der in der Versammlung der Jagdgenos-
sen vom 24.11.2009 gewählt wurde, endet mit dem 31.03.2014; 
§ 9 Abs. 3 Satz 3 findet entsprechende Anwendung. 
 
(3) Auf die Aufstellung eines Haushaltsplans wird verzichtet. 
 
Vorstehende Satzung ist in der Versammlung der Jagdgenossen 
vom 24.11.2009 beschlossen worden. 
 
Jena, den 24.11.2009 
gez. G. Fernkäse  
gez. Apel  
gez. Schmidt  
gez. J. Apel  
 
Jagdvorstand 
 
Genehmigungsvermerk der unteren Jagdbehörde: 
Die vorstehende Satzung ist nach § 11 Abs. 2 ThJG angezeigt 
worden. 
Beanstandungen werden – nicht – laut Anlage – erhoben. 
 
Ort: .Jena 
Datum: 06.01.2010 
 
gez. i. A. J. Feigel (Siegel) 
Stadtverwaltung Jena 
- Untere Jagdbehörde -  
 
 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

Bekanntmachung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes “In den Zinsäckern” der 
Stadt Jena 
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 22 Abs. 3 der Thüringer Ge-
meinde- und Landkreisordnung - Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08. April 2009 (GVBl. S. 345) 
i.V.m. § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 3018) und § 83 der Thüringer Bauord-

nung (ThürBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 16. März 2004 
(GVBl. S. 349), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. Februar 
2008 (GVBl. S. 40) hat der Stadtrat der Stadt Jena in seiner 
Sitzung am 22. April 2009 den Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan VBB -Am 06.1 “In den Zinsäckern”, bestehend aus 
der Planzeichnung (Lageplan A), den Textlichen Festsetzun-
gen, dem Lageplan zur Vorhabensbeschreibung (Lageplan B) 
sowie der Vorhabensbeschreibung, jeweils in der Fassung vom 
27. Januar 2009, als Satzung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich der Satzung erstreckt sich auf das Flur-
stück der Stadt Jena: 114/3, Flur 11, Gemarkung Ammerbach. 
 
Mit Datum vom 09. Dezember 2009 hat die zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde mitgeteilt, dass der Bekanntmachung 
nichts entgegensteht. 
 
Diese Bekanntmachung erfolgt nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V.m. 
§§ 1 bis 3 und 6 ThürBekVO. Die Satzung zum Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan “In den Zinsäckern” tritt mit der Be-
kanntmachung in Kraft. Vom Zeitpunkt der Rechtskraft an 
kann jedermann den Bebauungsplan und die Begründung dazu 
während der Sprechzeiten (donnerstags von 9.00 bis 12.00 Uhr 
und von 14.00 bis 18.00 Uhr) bzw. nach telefonischer Verein-
barung in der Stadtverwaltung Jena, im Dezernat Stadtent-
wicklung, Fachdienst Stadtplanung, Am Anger 26, 2. Etage, 
Zimmer 2_09, einsehen und über den Inhalt Auskunft ver-
langen. 
 
Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
bzw. der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs sind gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Jena geltend 
gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
ausgefertigt: 
Jena, den 06.01.2010 
 
Stadt Jena 
DER OBERBÜRGERMEISTER 
 
gez. Dr. Albrecht Schröter (Siegel) 
(Oberbürgermeister) 
 
 

Bekanntmachung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes “Jugendzentrum 'Eastsi-
de' und Freie Ganztagsschule 'Leonardo'” 
der Stadt Jena  
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 22 Abs. 3 der Thüringer Ge-
meinde- und Landkreisordnung - Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08. April 2009 (GVBl. S. 345) 
i.V.m. § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 3018) und § 83 der Thüringer Bauord-
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nung (ThürBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 16. März 2004 
(GVBl. S. 349), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. Februar 
2008 (GVBl. S. 40) hat der Stadtrat der Stadt Jena in seiner 
Sitzung am 25. Mai 2009 den Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan VBB -Wj 14 “Jugendzentrum 'Eastside' und Freie 
Ganztagsschule 'Leonardo”, bestehend aus der Planzeich-
nung (Lageplan A), den Textlichen Festsetzungen, dem Lage-
plan zur Vorhabensbeschreibung (Lageplan B) sowie der 
Vorhabensbeschreibung, jeweils in der Fassung vom 27.Januar 
2009, als Satzung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich der Satzung erstreckt sich auf die Flurstü-
cke der Stadt Jena: 171/7, 171/8, 172/4, 173/5, 173/6, 173/7, 
173/8, 173/9 und Teile des Flurstücks 173/11 der Gemarkung 
Wenigenjena, Flur 10 sowie Teile der Flurstücke 8/4, 10/4 der 
Gemarkung Jena, Flur 36 in Jena. 
 
Die Einspruchsfrist der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO ist am 08.01.2010 abgelaufen, 
ohne dass Einwände gegen die Satzung geltend gemacht wor-
den sind. 
 
Diese Bekanntmachung erfolgt nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V.m. 
§§ 1 bis 3 und 6 ThürBekVO. Die Satzung zum Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan “Jugendzentrum 'Eastside' und Freie 
Ganztagsschule 'Leonardo” tritt mit ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Vom Zeitpunkt der Rechtskraft an kann jedermann den 
Bebauungsplan und die Begründung dazu während der Sprech-
zeiten (donnerstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 
18.00 Uhr) bzw. nach telefonischer Vereinbarung in der Stadt-
verwaltung Jena, im Dezernat Stadtentwicklung, Fachdienst 
Stadtplanung, Am Anger 26, 2. Etage, Zimmer 2_09, einsehen 
und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
bzw. der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs sind gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Jena geltend 
gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
ausgefertigt: 
Jena, den 06.01.2010 
 
Stadt Jena 
DER OBERBÜRGERMEISTER 
 
gez. Dr. Albrecht Schröter (Siegel) 
(Oberbürgermeister) 
 
 

Widmung von Straßen 
 
Die Stadt Jena widmet gemäß § 6 Abs. 1 Thüringer Straßenge-
setz – ThürStrG – vom 07. Mai 1993 (GVBl. Nr. 14 vom 
13.05.1993, S. 273)  folgende Straße dem öffentlichen Verkehr: 
 
Der fußläufige Verbindungsweg zwischen Schrödingerstraße 
und Max-Steenbeck-Straße (so genannte Wasserachse) in der 
Gemarkung Winzerla, Flur 5, auf den Flurstücken 500 (teilw.), 

509 (teilw.), 512 (teilw.), 511 (teilw.), 514/1 (anteilig), 63/6 
(anteilig), 519/2, 519/3 und 521/1 (anteilig) erhält entsprechend 
dem vorgelegten Kartenmaterial die Eigenschaft einer Gemein-
destraße und wird in die Straßenbaulast der Stadt Jena 
eingeordnet. 
Die Widmung des o.g. Weges wird auf den  fußläufigen Ver-
kehr festgelegt und beschränkt. 
 
Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Jena als bekannt gegeben. 
Ab diesem Zeitpunkt kann innerhalb eines Monats schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt Jena, Am Anger 15 in 
07743 Jena oder beim Fachbereich Verkehr und Flächen, Fach-
dienst Verkehrsmanagement, Löbstedter Straße 68 in 07749 
Jena, Widerspruch erhoben und diese Verfügung einschließlich 
des entsprechenden Kartenmaterials während der Dienstzeit 
eingesehen werden. 
 
ausgefertigt: 
Jena, 06.01.2010 
 
Stadt Jena 
DER OBERBÜRGERMEISTER 
 
gez. Dr. Albrecht Schröter (Siegel) 
(Oberbürgermeister) 
 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

Ausschusssitzungen 
 

Am 21.01.2010, 17.00 Uhr, findet im Plenarsaal des Rathau-
ses, Markt 1, die nächste Sitzung des Stadtentwicklungsaus-
schuss statt. 
 
Tagesordnung, öffentlicher Teil: 

1. Tagesordnung 
3. Protokollkontrolle 
4. Machbarkeitsstudie Eichplatz – Vorstellung durch DU-

Diederichs 
5. Bau einer Sport- und Mehrzweckhalle am Standort Sport-

komplex Lobeda-West 
6. Lichtstadt Jena: LICHSTADTKONZEPT „Straßenbeleuch-

tung in Jena / Teil 1“ 
7. Sachstand zum Ersatzneubau der Lichtenhainer Brücke 
8. Sonstiges 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 

* * * 
 
Am 25.01.2010, 16.00 Uhr, findet im Beratungsraum (1.OG) 
Am Anger 26, die nächste Sitzung des Studentenbeirates 
statt. 
 
Tagesordnung, öffentlicher Teil: 

1. Bestätigung Tagesordnung 
2. Protokollkontrolle 
3. Studentisches Wohnen in Jena 
4. Sonstiges 
 
Der Ausschussvorsitzende 
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Thüringer Landesamt für 
Bau und Verkehr 

- Außenstelle Sondershausen - 
 

Bekanntmachung 
über einen Antrag auf Erteilung einer Lei-

tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
Az. N0073/2009-1111-03 

 
Die Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen -das Lan-
desamt für Bau und Verkehr, Außenstelle Sondershausen- gibt 
bekannt, dass die Stadtwerke Jena-Pößneck GmbH, Ru-
dolstädter Straße 39 in 07745 Jena einen Antrag auf Ertei-
lung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
bestehenden 
 
Nieder- und Mittelspannungskabel, Nieder- und Mittel-
spannungsfreileitungen Masten und Zubehör in Jena-Am-
merbach 
 
mit einer Schutzstreifenbreite von 1,5 m bzw. 2 m für Kabel-
trassen, 2 m für isolierte Niederspannungsfreileitungen und 6 
m bzw. 15 m für Nieder- bzw. Mittelspannungsfreileitungen 
gemäß § 9 Abs. 4 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) 
vom 20. Dezember 1993 (BGBl. S. 2182) gestellt hat. 
 
Die von der Anlage betroffenen Grundstückseigentümer der 
Gemarkung 
 
Ammerbach, Flur 1, Flurstücke 53/2, 74; Flur 2, Flurstücke 3, 
4, 5, 6, 7, 45, 46, 47, 59, 64; Flur 4, Flurstücke 146/1, 146/2, 
152, 153, 154, 200, 201, 202, 204, 205, 206, 207; Flur 7, 
Flurstücke 21, 23/2, 32/4; Flur 9, Flurstücke 3, 29, 30, 31, 36, 
38, 49/2, 65, 69/1, 69/2, 70, 87, 88, 89, 93, 94, 95, 96, 97, 98, 
100, 104, 105, 106, 109, 110, 111, 112, 114/1, 120, 123, 124, 
133, 135, 136, 137/1, 137/2, 137/3, 137/4, 138/1, 139, 140/1, 
140/2, 140/3, 142, 144, 145, 146; Flur 10, Flurstücke 16/2, 
17/2, 18/2, 19/2, 21, 36/4, 37/6, 38/2, 44, 45, 46, 47, 48/1, 60/1, 
60/3, 72/1, 76/10, 80/2, 81, 111, 112, 157/2, 160, 161; Flur 11, 
Flurstücke 96, 129/2, 129/5, 130/2, 131/3, 140, 148, 156, 
158/1, 158/2 und 172 
 
können den eingereichten Antrag sowie die beigefügten Unter-
lagen innerhalb von 4 Wochen vom Tag dieser Bekanntma-
chung an beim Landesamt für Bau und Verkehr, Bescheini-
gungsstelle für Versorgungsleitungen, Außenstelle Sondershau-
sen, 99706 Sondershausen, Am Petersenschacht 3, Telefon 
03632 654-311, dienstags zwischen 8.30 Uhr und 12.00 Uhr 
sowie 13.00 Uhr und 16.30 Uhr, donnerstags und freitags 
zwischen 8.30 Uhr und 12.00 Uhr bzw. nach vorheriger Ter-
minvereinbarung einsehen. 
 
Die Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen erteilt die 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung nach Ablauf der 
Auslegungsfrist gem. § 9 Abs. 4 GBBerG in Verbindung mit § 
7 Abs. 4 und 5 Sachenrechtsdurchführungsverordnung - 
SachenR-DV - vom 20.Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900). 
 

Hinweis zur Einlegung von Widersprüchen: 

Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen eine 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 bestehenden Energiefortleitungen einschließlich der 
dazugehörigen Anlagen entstanden. 
Die durch Gesetz entstandene beschränkte persönliche Dienst-
barkeit dokumentiert nur den Stand vom 3. Oktober 1990. Alle 
danach eingetretenen Veränderungen müssen durch einen 
zivilrechtlichen Vertrag zwischen den Versorgungsunterneh-
men und dem Grundstückseigentümer geklärt werden. 

Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits entstanden ist, kann 
ein Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein 
Einverständnis mit der Belastung des Grundbuches erteilt wird. 
Ein zulässiger Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass 
die von dem antragstellenden Unternehmen dargestellte Lei-
tungsführung nicht richtig ist. Dies bedeutet, dass ein Wider-
spruch sich nur dagegen richten kann, dass das Grundstück gar 
nicht von einer Leitung betroffen ist oder in anderer Weise, als 
von dem Unternehmen dargestellt. 
Wir möchten Sie daher bitten, nur in begründeten Fällen von 
Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen. 
Der Widerspruch kann beim Landesamt für Bau und Verkehr, 
Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen, Außenstelle 
Sondershausen, Am Petersenschacht 3 in 99706 Sondershausen 
schriftlich oder zur Niederschrift bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist erhoben werden. Entsprechende Formulare liegen in 
der Bescheinigungsstelle bereit. 
 
Sondershausen, den 04.01.2010 
 
Freistaat Thüringen 
Landesamt für Bau und Verkehr 
Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen 
Außenstelle Sondershausen 
 
Im Auftrag 
 
gez. Lampe 
Außenstellenleiterin 
 
 

Öffentliche Ausschreibungen 
 

 

Öffentliche 
Ausschreibung 

 
Auftraggeber: 
Kommunale Immobilien Jena (KIJ/EDV-TK), Paradiesstr. 6, 
PF 100338, 07703 Jena, (1. OG, Zi. 1.13) 
Tel.-Nr. 03641-497006 Fax 03641-497005 
 
Vorhaben: 

Überlassung von Software-Lizenzen für eine 
Personalsoftware zur Bearbeitung von ca. 
2.300 Personalfällen durch eine uneinge-
schränkte Anzahl von Nutzern 
 
Der Einsatz ist für die folgende Anwendungsfälle geplant: 
 

- Personalkostenplanung und -budgetierung 
- Personalabrechnung und Personalverwaltung einschl. digitale 

Personalakte 
- Stellenplan 
- Bewerberverwaltung 
- Personalentwicklung 
- Reisekostenabrechnung 
- Zeiterfassung 
 
Angebotsfrist: 17.02.2010, 10:00 Uhr 
 
Für die Ausschreibungsunterlagen wird ein Entgelt von 10,00 € 
erhoben, das vor Abholung der Unterlagen auf das Konto des 
Auftraggebers bei der Sparkasse Jena Konto-Nr. 330 30   BLZ  
83053030   Cod. Zahlungsgrund   6661.999900.01 mit dem 
Vermerk "Personalsoftwareausschreibung" einzuzahlen ist. Das 
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eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet. Es werden keine Ver-
rechnungsschecks akzeptiert! 
 
Die Ausschreibungsunterlagen werden nur gegen den Nachweis 
über die Einzahlung beim Auftraggeber ab 
Montag, den 18.01.2010, verschickt. Sie können auch täglich 
von 09.00 - 12.00 Uhr abgeholt werden. In diesem Fall bitten 
wir einen Tag vor Abholung um telefonische Anmeldung. 
Der Versand der Unterlagen erfolgt nur bis zum 4. Werktag vor 
dem Eröffnungstermin. Anforderungen zur Zusendung über 
den Postweg werden nach dieser Frist nicht mehr bearbeitet.  
Die Angebote sind bis zum Ablauf der Angebotsfrist beim 
Auftraggeber einzureichen. 
 
Die Zuschlagsfrist endet am 30.06.2010. 
 
Nachprüfungsstelle: 
Thür. Landesverwaltungsamt, Ref. 250 – Vergabeangelegen-
heiten, Weimarplatz 4, 99423 Weimar 
 
 

 

Öffentliche 
Ausschreibung 

 
Auftraggeber: 
Kommunale Immobilien Jena (KIJ), PF 100338, 07703 Jena 
bzw. Paradiesstraße 6, 07743 Jena (1. OG, Zi. 1.13) 
Tel.-Nr. 03641-497006 Fax 03641-497005 
 
Vorhaben: 

Sanierung und Erweiterung Verwaltungsge-
bäude Am Anger 13, Jena 
 
Das Vorhaben wird mit Fördermitteln des Bundes, des Landes 
und der Stadt Jena ausgeführt. 
 
KIJ schreibt folgende Leistungen aus: 
 

Los Leistung Entgelt/ 
Versand 

Ausführungs-
frist 

Eröffnungs-
termin 

02.02.2010 
10 Zimmerer-, Dachdecker- 

und Klempnerarbeiten 
 
- Abbruch und Entsorgung 

Altziegel ca. 700m² 
- Abbruch und Entsorgung 

Dachstuhl 17,5x8 m 
- ca. 500m² neue Ziegelde-

ckung einschl. UK und 
Klempnerleistungen 

- ca. 3m³ Lieferung und 
Abbund Holz 

- Geschoss in Holzrahmen-
bau (Grundfläche ca. 120 
m², Raumhöhe ca. 3m) 

- Flachdachgefälledäm-
mung und Abdichtung ca. 
250 m² 

- ca. 55 m² Verblechungen 
Stehfalz 

- ca.125 m Fensterbänke 
Titanzink 

- 3 Dachaustiege 
- diverse Verblechungen 

(Ortgang, Gauben, 
Traufe) 

- ca. 60 m² vorgehängte 
hinterlüftete Fassade mit 
Unterkonstruktion 

11,50 € 15.03.2010 
bis 

30.04.2010 

11:30 Uhr 

 
Für die Ausschreibungsunterlagen wird das o.g. Entgelt erho-
ben, das vor Abholung der Unterlagen auf das Konto des Auf-
traggebers bei der Sparkasse Jena Konto-Nr. 330 30   BLZ  
83053030   Cod.Zahlungsgrund 6661.510101.07 mit dem 
Vermerk "Am Anger 13 Los...." einzuzahlen ist. Das einge-
zahlte Entgelt wird nicht erstattet. Es werden keine Verrech-
nungsschecks akzeptiert! 
Die Ausschreibungsunterlagen werden nur gegen den Nachweis 
über die Einzahlung beim Auftraggeber ab 14.01.2010  ver-
schickt. Sie können auch täglich von 09:00 – 12:00 Uhr abge-
holt werden. In diesem Fall bitten wir einen Tag vor Abholung 
um telefonische Anmeldung. 
Der Versand der Unterlagen erfolgt nur bis zum 4. Werktag vor 
dem Eröffnungstermin. Anforderungen zur Zusendung über 
den Postweg werden nach dieser Frist nicht mehr bearbeitet.  
Die Angebote sind bis zum Eröffnungstermin beim Auftragge-
ber einzureichen. 
Zuschlags- und Bindefrist: Los 10 – 02.03.2010. 
 
Nachprüfungsstelle: 
Thür. Landesverwaltungsamt, Ref. 250 - Vergabeangelegen-
heiten, Weimarplatz 4, 99423 Weimar 
 
 

 

Öffentliche 
Ausschreibung 

 
Der Eigenbetrieb Kommunale Immobilien Jena schreibt das 
 

Kindergartengrundstück Frauengasse 11 
 
zum Verkauf aus oder bietet die Vergabe eines Erbbaurech-
tes für die Dauer von 40 Jahren zu folgenden Bedingungen an: 
 
Grundstück: 
Gemarkung Jena, Flur 6, Flurstück 54/31 (1.292 m²) und an-
grenzende Teilfläche des Flurstücks 62/4 (231 m²) 
 
Gebäude: 
BGF: 1.142 m² 
Nutzfläche: 918 m² 
Baujahr: 1989 
Verkehrswert: 480.000 € (Mindestgebot Kauf) 
oder  
Erbbauzins: 4 % vom Verkehrswert = 19.200 €/Jahr 
 
Bedingungen: 
Gebäudesanierung innerhalb von 12 Monaten ab Vertragsab-
schluss und Betreibung einer Kindertagesstätte für ca. 100 
Kinder als freier Träger ab dem Jahr 2011; keine Entschädi-
gung für Gebäuderestwert bei Beendigung des Erbbaurechts-
vertrages. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie bei KIJ, Paradiesstr. 6, 
07743 Jena, � 03641/497003 bzw. 497040, Fax: 
03641/497005 bzw. unter www.kij.de. 
 
Ihr Angebot zum Kauf mit Angabe zum Preis bzw. zum Ab-
schluss eines Erbbaurechtes und Ihr Nutzungs- und Sanie-
rungskonzept senden Sie bitte bis zum 10.02.2010 an Kommu-
nale Immobilien Jena, Postfach 100338, 07703 Jena. Ihr Gebot 
muss in einem zweiten verschlossenen Umschlag enthalten 
sein, der nur mit dem Vermerk „Teilnahme an Öffentlicher 
Ausschreibung „Frauengasse 11“ sowie Ihrem Absender verse-
hen ist. 


